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■ Aufmerksamkeiten ■ Betriebsveranstaltungen
■ �Elektrisches Aufladen 

von E-Fahrzeugen
■ Arbeitgeberdarlehen ■ Erholungsbeihilfen

■ Belegschaftsrabatte ■ Fahrtkostenzuschüsse ■ �Überlassung oder Nutzung von 
Datenverarbeitungsgeräten und 
Telekommunikationsgeräten 
sowie deren Zubehör

■ Berufskleidung ■ Firmenwagen zur privaten Nutzung

■ Betriebliche Altersvorsorge ■ Kindergartenzuschuss

■ Leistungen zur Gesundheitsförderung ■ Mahlzeiten ■ �Warengutscheine

Liebe Leserinnen und Leser,
mag es in manchen Jahren spannend sein, welche Gesetzes-
änderungen zum Jahresende noch beschlossen werden, 
erscheint es dieses Jahr eher spannend, welche geplanten 
Änderungen nicht mehr beschlossen werden.

In einem Zeitungsartikel vom 14.11.2024 habe ich 
gelesen, dass noch 122 Gesetzesvorhaben seit dem Bruch 
der Ampel-Koalition in der Schwebe hängen. 

Es sei mir an dieser Stelle die Anmerkung erlaubt, dass es 
um die eine oder andere Vorschrift auch nicht schade wäre.

So können wir uns nun auf die bereits beschlossenen 
Änderungen für 2025 konzentrieren – an erster Stelle sei 
hier die neue Regelung ab 01.01.2025 zum Empfangen 
von E-Rechnungen genannt. Neben einem Artikel zu 
dieser Vorschrift erläutern wir Ihnen in der aktuellen 

Zeitschrift die Meldepflicht für elektronische Kassensyste-
me, Hinweise zu Zusatzleistungen beim Arbeitslohn sowie 
zur Überschreitung der Entgeltsumme bei Aushilfslöhnen.

Des Weiteren darf das Thema Erben und Schenken nicht 
fehlen, außerdem gibt es eine Ausarbeitung zum gewerbli-
chen Grundstückshandel.

Natürlich wünsche ich Ihnen nun viel Spaß beim Lesen 
und natürlich wünsche ich Ihnen auch Frohe Weihnach-
ten und einen guten Rutsch ins neue Jahr! Auch wenn ich 
nicht weiß, wie diese Wünsche bei Ihnen ankommen 
angesichts des bangen Blickes, den wir derzeit nach Berlin, 
in die Ukraine und Übersee richten müssen.

Steueroptimale  
Zusatzleistungen
Für Mitarbeiter spielt die Höhe ihres Nettolohns eine 
entscheidende Rolle. Daher gewinnen steuer- und 
sozialversicherungsfreie oder weniger stark belastete 
Vergütungsbestandteile sowie zusätzliche Sachleistungen 
zunehmend an Bedeutung. Diese Zuwendungen bieten 
nicht nur Anreize für die Mitarbeiter, sondern sind auch 
für Arbeitgeber attraktiv, da sie damit Arbeitgeberbeiträge 
einsparen können.

✔� Grundsätzlich kann der Arbeitgeber diese steuerfreien 
oder steuerbegünstigten Vergütungen und Sachbezüge 

allen Arbeitnehmern, einschließlich 
Minijobbern, anbieten. Allerdings 
stellt der Gesetzgeber strenge 
Anforderungen an abgabefreie und 
begünstigt besteuerte Zuwendungen. Aufgrund der 
Vielzahl an Besonderheiten, die beachtet werden müssen, 
sind Gehaltsextras besonders anfällig für Fehler und stehen 
im Fokus der regelmäßigen Lohnsteuer- und Sozial
versicherungsprüfungen. Dies kann erhebliche  
negative Folgen haben, insbesondere für die  
Gruppe der aushilfsweise Beschäftigten.

Diese Leistungen können 
nicht nur die Zufriedenheit 
und Motivation der Mitar-
beiter erhöhen, sondern auch 
steuerliche Vorteile für das 
Unternehmen bieten.

monatlich jährlich 

Beitragsbemessungsgrenze  
Renten-, Arbeitslosenversicherung 8.050,00 € 96.600 € 

Beitragsbemessungsgrenze  
Kranken-, Pflegeversicherung 5.512,50 € 66.150 € 

Jahresarbeitsentgeltgrenze 
Kranken-, Pflegeversicherung 6.150,00 € 73.800 € 

Neue Rechengrößen in der  
Sozialversicherung 2025 (voraussichtliche Werte)

Hier einige der wichtigsten steuerbegünstigten Arbeitgeberleistungen:

Anbei ein paar Beispiele:

Sachbezugswerte 2025  
(voraussichtliche Werte)

täglich monatlich  

Frühstück 2,30 € 69 € 

Mittagessen 4,40 € 132 € 

Abendessen 4,40 € 132 € 

Unterkunft 9,40 € 282 € 

Erhöhung Mindestlohn 
und Verdienstgrenze 
Minijob ab 2025   
(voraussichtliche Werte)

  

Mindestlohn 12,82 € 

Verdienstgrenze 
Minijob

556 € 

Wenn Sie mehr 

Informationen zu 

einem bestimmten 

Punkt benötigen, 

lassen Sie es uns 

wissen!

1. Essenszuschüsse:  
Arbeitgeber können ihren Mit
arbeitern Zuschüsse für Mahlzeiten 
gewähren, die steuerlich begünstigt 
sind, z. B. durch Essensgutscheine 
oder kostenlose Mahlzeiten.

2. Betriebliche Altersvorsorge: 
Beiträge des Arbeitgebers zur 
betrieblichen Altersvorsorge  
sind oft steuerbegünstigt und 
können sowohl für den Arbeit
geber als auch für den Arbeit
nehmer Vorteile bringen.

Gesundheitsförderung: 
Maßnahmen zur Gesund-
heitsförderung, wie z. B. 
Gesundheitskurse, können 
bis zu einem bestimmten 
Betrag steuerfrei sein.

3.

5. Sachbezüge:  
Sachleistungen wie Dienst
wagen, Mobiltelefone oder 
Computer können unter 
bestimmten Bedingungen 
steuerlich begünstigt sein. 

4. Weiterbildungskosten:  
Arbeitgeber können die Kosten 
für berufliche Weiterbildung 
ihrer Mitarbeiter steuerlich 
absetzen, was auch den Mitar-
beitern zugutekommt.

!

Ihr Manfred Meixner 
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Sabine Boser  
Lohnbuchhalterin
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ZUTEILUNG DER WIRTSCHAFTSIDENTIFIKATIONSNUMMER

✔ Eine E-Rechnung ist eine elektronische Rechnung, die 
in einem strukturierten Daten-Format im Sinne der 
europäischen Normenreihe EN 16931 erstellt, übermittelt 
und empfangen wird. 

✔ Damit wird zugleich eine automatisierte Weiterver
arbeitung gewährleistet, insbesondere können Rechnungs-
daten direkt und ohne Medienbruch in die verarbeitenden 
Systeme importiert werden. 

✔ Da die E-Rechnung auf einem XML-Datensatz basiert, 
ist sie zunächst für eine Sichtprüfung nicht geeignet, kann 
aber durch den Einsatz von Visualisierungsprogrammen für 
den Menschen lesbar dargestellt werden.

✔ Für das Empfangen an sich ist vorerst eine originäre 
E-Mail-Adresse ausreichend. Häufig anzutreffen ist auch 
die Möglichkeit zum Download oder die Bereitstellung 
über elektronische Schnittstellen. Es bleibt den Unterneh-
men vorbehalten, welchen elektronischen Übertragungs-
weg sie wählen, vorausgesetzt eine elektronische Weiter-
verarbeitung ist ohne Medienbruch möglich.

✔ Hier kommen die E-Rechnungsplattformen ins Spiel. 
Eine davon hat die DATEV aufgebaut und in einer 
Basisversion ab Mai 2024 freigegeben. Ab Ende 2024 wird 
das persönliche Postfach ergänzt. Über diese Plattform 
werden in naher Zukunft alle E-Rechnungen auf sicherem 
Weg empfangen und versandt werden. 

 

	 Ziel des Ganzen ist es, den 
Mehrwertsteuerbetrug zu bekämp-
fen. Hierfür wird in naher Zukunft  
ein Meldesystem eingeführt, genannt 
ViDA (VAT in the Digital Age).  
ViDA ist eine Initiative der Europäischen Union, 
die darauf abzielt, die Mehrwertsteuerverwaltung zu 
digitalisieren und zu modernisieren.

Fazit: Die originäre E-Mail-Adresse ist vorerst für  
den Empfang ausreichend, aber nur vorübergehend.

Hinweis: 
Auch wenn der Rechnungsaussteller dem Empfänger 
neben der E-Rechnung beispielsweise ein inhaltsgleiches, 
für das menschliche Auge lesbares, digitales Bild als 
„Kundenservice“ übermittelt, besteht die Archivierungs-
pflicht für das Ursprungsformat (=XML-Teil)  
der E-Rechnung. Dieser ist auch  
maßgebend für den Vorsteuerabzug.

Mittlerweile ist bekannt, dass das Empfangen von E-Rechnungen ab 01.01.2025 im B2B-Bereich Pflicht wird. 
Jeder Unternehmer muss die technische Empfangsbereitschaft sicherstellen. Es gibt keine Ausnahmen.

E-Rechnung und  
E-Rechnungsportal

Meldepflicht für elektro-
nische Kassensysteme

Bereits seit 2020 sind elektronische Kassensysteme mit 
einer technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) vor 
Manipulationen zu schützen. Hierzu wurde gesetzlich 
auch eine Meldepflicht für die betroffenen Systeme 
verankert. Diese war jedoch bislang ausgesetzt, da die 
digitale Schnittstelle noch nicht zur Verfügung stand.

✔ Ab 01.01.2025 wird es nun möglich sein, diese digitale 
Mitteilung der Kassen durchzuführen. Dies ist über das 
Programm „Mein ELSTER“ oder eine andere Software 
mit einer ERiC-Schnittstelle möglich.

Zu den betroffenen Aufzeichnungs- 
systemen gehören unter anderem: 

Nicht zu den elektronischen Aufzeichnungs
systemen gehören:

✘ �Fahr- und Parkscheinautomaten

✘ �Ladepunkte für Elektrofahrzeuge

✘ �Elektronische Buchhaltungsprogramme

✘ �Waren-, Dienstleistungs- und Geldautomaten

✘ �Geld- und Warenspielgeräte

Die Meldung hat folgende Angaben zu 
enthalten:

■  Ab November 2024 erfolgt die stufenweise Einführung der Wirtschaftsidentifikationsnummer. 

■  �Für Steuerpflichtige, denen bereits eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer zugeteilt wurde, besteht diese Wirtschafts
identifikationsnummer aus der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer und einem fünfstelligen Unterscheidungskriterium.  
Dieses unterscheidet zwischen mehreren Betrieben eines Steuerpflichtigen. In diesem Fall erfolgt keine explizite Zuteilung  
der Nummer, lediglich das Unterscheidungskriterium wird mitgeteilt, wenn mehrere Betriebe vorliegen.

■  Die Zuteilung der Wirtschaftsidentifikationsnummer bzw. des Unterscheidungskriteriums erfolgt elektronisch über ELSTER.
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Hinweis: 
Beim Empfang von E-Rechnungen wird nicht differen-
ziert, um welche Art oder Größe eines Unternehmens  
es sich handelt. 
So müssen beispielsweise auch Kleinunternehmer, 
Unternehmer mit nur steuerfreien Umsätzen  
(z. B. Vermieter einer Wohnung, Ärzte) 
und Land- und Forstwirte ab dem 
01.01.2025 technische Vorkehrungen zur 
Entgegennahme und zur Speicherung von 
E-Rechnungen treffen.

Die DATEV E-Rechnungsplattform  
ist erreichbar unter:

https://e-rechnungsplattform.apps.datev.de/

register
ACHTUNG: Bei jeder Anschaffung, Änderung oder Außerbetriebnahme einer Kasse  
ist eine Meldung über alle elektronischen Aufzeichnungssysteme abzugeben.

Bei Fragen wenden Sie sich  
bitte an Ihren Kassenaufsteller.

?

Die Frist zur Abgabe der Meldung für alle bis einschließlich  
30.06.2025 angeschafften Aufzeichnungssysteme ist der 
31.07.2025.  
Für alle späteren Änderungen ist die Meldung innerhalb  
eines Monats nach Anschaffung oder Außerbetriebnahme  
zu erstatten.

✔ �Name des Steuerpflichtigen

✔ �Steuernummer

✔ �Art der zertifizierten techni-
schen Sicherheitseinrichtung

✔ �Art des verwendeten 
elektronischen 
Aufzeichnungssystems

✔ �Anzahl der verwendeten 
elektronischen 
Aufzeichnungssysteme

✔ �Seriennummer der  
verwendeten elektronischen 
Aufzeichnungssysteme

✔ �Datum der jeweiligen 
Anschaffung

✔ �Evtl. Datum der 
Außerbetriebnahme

Elektronische oder  
computergestützte  
(Registrier-) Kassen

Taxameter und 
Wegstreckenzähler

Lebensmittel- 
waagen

Hotelsoftware mit 
Kassenfunktion

Ab 01.01.2025

Ab 01.01.2027

Ab 01.01.2028

Pflicht zur Entgegennahme von E-Rechnungen für im Inland steuerbare  
Umsätze, wenn es sich bei den Beteiligten um inländische Unternehmen  
handelt (sog. B2B-Umsätze im Inland)

Pflicht zur Ausstellung und Übermittlung von E-Rechnungen für B2B-Umsätze  
im Inland für Unternehmen mit einem Vorjahres-Umsatz von mehr als 800 T€

Pflicht zur Ausstellung und Übermittlung von E-Rechnungen für B2B-Umsätze im  
Inland für alle inländischen Unternehmen

Wussten Sie, dass…

es genügt, die  
E-Rechnungsplattform 
einmal einzurichten?

Dadurch sind Sie 

immer rechtlich auf  
der sicheren Seite – 
automatisch, pünktlich  
und kostenlos!
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Barbara Gschwendtner  
Steuerberaterin

Gabriele Wöllmer 
Steuerberaterin
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Zum 1. Januar 2025 wird die Entgeltgrenze für geringfügig 
entlohnte Beschäftigungen erneut von 538 € auf 556 € 
erhöht. Diese Verdienstgrenze darf überschritten werden, 
z. B. wenn durch unvorhergesehene Ereignisse ausnahms-
weise und nicht regelmäßig eine Überschreitung erforder-
lich wird. Entscheidend ist eine vorausschauende Betrach-
tung in Bezug auf geänderte Verhältnisse.

Zu unterscheiden ist zwischen regelmäßigen und 
unvorhersehbaren Überschreitungen.

Regelmäßiges Überschreiten der  
Geringfügigkeitsgrenze: 
Überschreitet das Arbeitsentgelt aufgrund geänderter 
Verhältnisse dauerhaft und damit regelmäßig die Gering
fügigkeitsgrenze, liegt vom Tage des Überschreitens an 
keine geringfügige Beschäftigung mehr vor (z. B. Erhö-
hung des laufenden Arbeitsentgelts ab 1. Juli: Ende des 
Minijobs am 30. Juni).

Unvorhersehbares Überschreiten  
der Minijob-Grenze: 
Überschreitet das Arbeitsentgelt nicht regelmäßig, sondern 
nur ausnahmsweise und unvorhersehbar in einzelnen 
Kalendermonaten die Geringfügigkeitsgrenze, ohne 
dauerhaft beabsichtigt zu sein, wirkt sich das allenfalls auf 
den Kalendermonat des Überschreitens aus.

Hierzu gehört z. B. eine Einmalzahlung, die dem Grunde 
und der Höhe nach vom Geschäftsergebnis oder einer 
individuellen Arbeitsleistung des Vorjahres abhängig ist. 
Aber auch die Mehrarbeit eines Minijobbers, die sich 
aufgrund des krankheitsbedingten Ausfalls eines anderen 
Mitarbeitenden ergibt, kann ein unvorhersehbares Ereignis 
darstellen.

Wichtig:  
Urlaubsvertretungen sind planbar und gelten nicht als 
„gelegentlich und unvorhersehbar“.

Gelegentliches unvorhersehbares  
Überschreiten: 
Ein gelegentliches unvorhersehbares Überschreiten der 
Minijob-Grenze an bis zu zwei Kalendermonaten 
innerhalb eines Zeitjahres hat keine Auswirkung auf den 
Minijob. Die Überschreitung führt allerdings in dem 
betreffenden Monat zu höheren Abgaben.

Das Zeitjahr läuft rückwärts und endet mit dem letzten 
Tag des Kalendermonats des Überschreitens. Im Jahreszeit-
raum sind alle Monate des unvorhersehbaren Überschrei-
tens, unabhängig von der Höhe des Arbeitsentgelts, zu 
berücksichtigen. Vorhersehbare Überschreitungen (z. B. 
aufgrund saisonaler Mehrarbeit), beenden hingegen die 
geringfügige Beschäftigung.

Unvorhersehbares Arbeitsentgelt ist begrenzt.

Die unvorhersehbare Überschreitung darf maximal zu 
einem Arbeitsentgelt in Höhe des Doppelten der Gering-
fügigkeitsgrenze führen; in 2025 in Höhe von 1.112 €.

✗ Unzulässig sind unvorhersehbare Überschreitungen,  
die mehr als zweimal innerhalb des Zeitjahres vorkommen 
und Kalendermonate, in denen aufgrund des unvorherseh-
baren Überschreitens ein Arbeitsentgelt von mehr als  
1.112 € (2024: in Höhe von 1.076 €) erzielt wird.

Beispiel:  

■  Laufendes Arbeitsentgelt 500 €.  

■  Krankheitsvertretung im Februar, März und April 2025  

■  mit jeweils 800 € monatlich

Ergebnis:  

■  �In den Monaten Februar und März liegt weiterhin ein 
Minijob vor, weil die Verdienstgrenze zum ersten und 
zweiten Mal innerhalb eines Zeitjahres überschritten 
wurde und die 800 € nicht über dem Doppelten der 
Verdienstgrenze (1.112 €) liegen. 

■  �Im April wird die Verdienstgrenze jedoch das dritte Mal 
überschritten. Somit liegt im April kein Minijob vor, 
weil das Überschreiten nicht mehr „gelegentlich“ ist. 

Überschreiten der Minijob-Grenze: 

Der Arbeitgeber muss unmittelbar reagieren, wenn er 
erkennt, dass die zulässige Entgeltgrenze für den Jahreszeit-
raum überschritten wird. Die Umstellung muss spätestens 
ab dem Tag des Überschreitens für die Zukunft erfolgen. 
Eine Umstellung für die Vergangenheit erfolgt nicht, 
wenn der Arbeitgeber keinen früheren Zeitpunkt für die 
Umstellung hätte erkennen müssen.

Nachträglicher Lohnabzug bei Minijobbern: 

Stellt sich heraus, dass ein Minijob für abgelaufene 
Beschäftigungszeiträume nicht vorlag (was der Arbeitgeber 
aber hätte erkennen müssen), ist rückwirkend eine mehr 
als geringfügige Beschäftigung bei der zuständigen 
Krankenkasse zu melden. Ein Abzug der Arbeitnehmeran-
teile für nachzuzahlende Sozialversicherungsbeiträge darf 
nur bei den drei nächsten Entgeltzahlungen nachgeholt 
werden. Hat der Arbeitgeber diesen Zeitpunkt versäumt, 
muss er beide Beitragsanteile selbst tragen.

Zulässige Meldeentgelte für 2024:

Da in Ausnahmefällen in einer geringfügig entlohnten 
Beschäftigung letztendlich das 14-fache der Gering
fügigkeitsgrenze verdient werden darf, ist bei Entgelt-
meldungen für das Jahr 2024 darauf zu achten, dass 
bei ganzjähriger Beschäftigung (zwölf Monate) das 
rentenversicherungspflichtige Arbeitsentgelt 
maximal 7.532 € (14 x 538 €) beträgt.

Als Faustformel gilt:  

Anzahl der Kalendermonate  
der Beschäftigung 	 x 538 €  
		  zuzüglich 2 x 538 €.  
	 Das entspricht z. B. bei fünf  
Beschäftigungsmonaten einem Wert  
von maximal 3.766 €.

Der Grund für das gelegentliche unvor-
hersehbare Überschreiten ist in den 
Entgeltunterlagen nachvollziehbar zu 
dokumentieren. Dies kann zum Beispiel 
eine Kopie des Krankenscheines des 
Arbeitnehmers sein, der wegen Krankheit 
vertreten wird.

Mehr Flexibilität durch Arbeitszeitkonten:

Um flexibler zu werden, kann ein Jahresarbeitszeitkonto 
mit einer bestimmten jährlichen Stundenzahl vereinbart 
werden. Der Mitarbeiter erhält eine gleichbleibende 
monatliche Vergütung. Mehr- oder Minderstunden 
können über den Jahreszeitraum durch Ansammeln und 
Abbau von Stunden ausgeglichen werden.

Der Mitarbeiter darf in einem Monat eine Arbeitsleistung 
erbringen, die dem Doppelten der Geringfügigkeitsgrenze 
entspricht. Es können also maximal 50 % der Arbeitszeit 
als Überstunden angesammelt werden; der Rest muss in 
dem jeweiligen Monat abgerechnet werden.

Achten Sie jedoch immer darauf, dass nicht zu viel 
Minusstunden entstehen, da diese bei einer vorzeitigen 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses vom Arbeitgeber 
selten problemlos in Abzug gebracht werden können.

Überschreitung der  
Entgeltsumme bei  
Aushilfslöhnen
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Kai Schäfer  
Rechtsanwalt

RECHT
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    Warum ist das so?

Immobilienverkauf –  
unter Umständen  
ein teurer Spaß!

Gewerblicher Grundstückshandel

Den Meisten ist bekannt, dass bei Erwerb und Veräußerung eines – nicht eigengenutzten –  
Grundstücks innerhalb von zehn Jahren ein einkommensteuerpflichtiges Spekulationsgeschäft vorliegt.

Werden Grundstücke oder Eigentumswohnungen verkauft und war die Anschaffung vor über zehn Jahren,  
kann die Veräußerung dieser Objekte aber ebenfalls zur Steuerpflicht führen! 

Lösung

Da mehr als drei „Zählobjekte“ verkauft wurden, liegt ein 
gewerblicher Grundstückshandel vor.  
Dies hat zur Folge, dass die Gewinne aus dem Verkauf  
der Wohnungen Nr. 1, 3, 4 und 5 einkommensteuer- und 
gewerbesteuerpflichtig werden.

Würden die Voraussetzungen für eine gewerbliche 
Tätigkeit nicht vorliegen, wäre der Verkauf der Wohnung 
Nr. 1 steuerfrei gewesen, da sie im Gegensatz zu den 
Wohnungen Nr. 3 - 5 außerhalb der zehnjährigen Spekula-
tionsfrist veräußert worden ist. 

Privatperson A kauft im Jahr 2011 Wohnung Nr. 1 und Nr. 2 und im Jahr 2020 Wohnungen Nr. 3 bis 5.  
Diese sind vermietet und als langfristige Anlage angedacht. 

Im Jahr 2023 zieht der Mieter von Wohnung Nr. 1 aus. Die Wohnung Nr. 1 wird grundlegend renoviert und  
anschließend verkauft. Im Jahr 2023 werden aus Liquiditätsgründen auch die vier anderen Wohnungen veräußert. 

Diese Wohnungen sind vermietet und als langfristige Anlage angedacht.

Wohnung Nr. 1 Wohnung Nr. 2 Wohnung Nr. 3 – 5

2011
Privatperson A kauft im Jahr 2011  

Wohnung Nr. 1 und Nr. 2

2020
Privatperson A kauft im Jahr 2020  

Wohnungen Nr. 3 bis 5

2023

Im Jahr 2023 zieht der Mieter  
von Wohnung Nr. 1 aus.  
Die Wohnung Nr. 1 wird  

grundlegend renoviert und  
anschließend verkauft.

Im Jahr 2023 werden die anderen  
vier Wohnungen aus  

Liquiditätsgründen veräußert.

Wohnung Nr. 1 Wohnung Nr. 2 Wohnung Nr. 3 – 5

1 Zählobjekt,  
da grundlegend renoviert

kein Zählobjekt,  
da nicht in engem zeit-
lichem Zusammenhang 
erworben und verkauft  

(mehr als fünf Jahre)

insgesamt  
3 Zählobjekte,  
da Erwerb und  

Verkauf innerhalb  
von fünf Jahren

■  An- und Verkauf – werden innerhalb von fünf Jahren 
mehr als drei „Zähl“-Objekte veräußert, liegt ein gewerb-
licher Grundstückshandel vor. 

■  „Zähl“-Objekt im Sinne der „Drei-Objekt-Grenze“  
sind nur solche Objekte, bei denen ein enger zeitlicher 
Zusammenhang zwischen Errichtung, Erwerb oder 
Modernisierung und der Veräußerung besteht. 

■  Die Veräußerung von mehr als drei in bedingter 
Verkaufsabsicht erworbener oder errichteter Objekte 
innerhalb des Fünf-Jahreszeitraums führt regelmäßig zur 
Gewerblichkeit, und zwar aller Objektveräußerungen. Die 
zeitliche Grenze von fünf Jahren ist keine starre Grenze. 

■  „Selbständiges“ Objekt im Sinne der „Drei-Objekt-
Grenze“ ist grundsätzlich jedes selbständig veräußerbare 
und nutzbare Immobilienobjekt (z. B. Grundstück, 
Erbbaurecht oder Eigentumswohnung), und zwar unab-
hängig von seiner Größe, seinem Wert und anderen 
Umständen.  
Jede Eigentumswohnung ist als ein Objekt zu zählen. 
Danach stellt auch ein im Teileigentum stehender Gara-
genabstellplatz ein selbständiges Objekt dar, wenn dieser 
nicht im Zusammenhang mit dem Verkauf einer Woh-
nung veräußert wird. 

Nicht einzubeziehen sind jedoch:

✘ �Grundstücke, die durch Erbfolge übergegangen sind 
(Ausnahme: Erbe führt unternehmerischen Gesamtplan 
des Erblassers fort oder Modernisierung und Verkauf)

✘ �Grundstücke, die (langfristig) eigenen Wohnzwecken 
dienen

✘ �Objekte, mit deren Weitergabe kein Gewinn erzielt 
werden soll 

Bei Schenkungen wird dies dem Rechtsnachfolger des 
Vorbesitzers angerechnet.

Bei Ehegatten ist eine Zusammenfassung der Grundstücks-
aktivitäten im Regelfall nicht zulässig. Dies bedeutet, dass 
jeder Ehegatte bis zu drei Objekte im Bereich der Vermö-
gensverwaltung veräußern kann.

Wertsteigernde Maßnahmen

Der zeitliche Zusammenhang wird häufig mit Abständen 
von bis zu fünf Jahren angenommen, und zwar einerseits 
zwischen den einzelnen Veräußerungen und andererseits 
zwischen dem Veräußerungsbeginn und den vorangehen-
den Aktivitäten. Insgesamt kann sich danach ein Betrach-
tungszeitraum von zehn Jahren ergeben. Hierbei 
handelt es sich nicht um starre Grenzen. In Fällen, in 
denen die gewerbliche Tätigkeit nicht aus einem bloßen 
An- und Verkauf besteht, sondern sich in baubezogenen 
und ähnlichen wertsteigernden Aktivitäten zeigt, ist auf 
den Zeitraum zwischen diesen Aktivitäten und der 
Veräußerung abzustellen.

Derartige Aktivitäten können in der Neuerrichtung von 
Wohn- oder anderen Objekten bestehen oder darin, dass 
Grundstücksvermögen aufgeteilt wird und wertstei-
gernde Investitionen vorgenommen werden, die eine 
gewinnbringende Veräußerung ermöglichen. Hierzu 
gehört die Aufteilung von Wohnsubstanz in Eigentums-
wohnungen bei gleichzeitiger umfangreicher 
Modernisierung.

Entsprechendes gilt für die Aufteilung von unbebautem 
Grundvermögen, verbunden mit wertsteigernden Erschlie-
ßungs- und Planungsaktivitäten.

Baumaßnahmen und Baureifmachung

Bei Veräußerung ererbter oder geschenkter  

Grundstücke (Objekte) ist ein gewerblicher Grund-

stückshandel (trotz Besitzzeit von über 10 Jahren) 

dennoch gegeben, wenn weitere Aktivitäten zur 

Verbesserung der Verwertungsmöglichkeiten 

entfaltet wurden,

	 ✔ �etwa durch umfangreiche Modernisierung  

bebauten Grundbesitzes 

	 ✔ �oder die Erschließung und Baureifmachung  

unbebauter Grundstücke. 

Für den zeitlichen Zusammenhang ist dann nicht  

auf den Zeitraum zwischen dem Eigentumserwerb 

und Veräußerung abzustellen, sondern ob nicht mehr 

als etwa 5 Jahre zwischen der wertsteigernden 

Maßnahme und der Verwertung liegen.  

		   �Die lange Besitzzeit ist in diesem Fall unerheblich!

Achtung

Beispiel:
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STEUERN

Gabriele Wöllmer 
Steuerberaterin



!

PERSÖNLICHES AUS DER KANZLEI

Ausbildung   
Am 04.05.2024 fand in Rosenheim die 
IHK Jobfit! – Messe statt.

Katharina Atzl und Nikhil Balachander 
präsentierten unsere Kanzlei an unserem 
Stand in der Auerbräu-Festhalle. 

Bei der Jobmesse in der Wirtschaftsschule 
wurde unsere Kanzlei von Katharina Atzl, 
Veronika Wagner und Hannah Seidl 
repräsentiert.

Sportliches  
Beim Bowling am 17.10.2024 
hatten wir genauso viel Spaß 
wie beim Kartfahren!

Gratulation!!!
Beim Kartfahren am 20.06.2024 hat 
Gabriele Wöllmer den 1. Platz erreicht.

Oft wird zwischen Ehegatten, Familienangehörigen oder 
Gesellschaftern vergessen, dass alle Vermögensumschich-
tungen ohne weitere Vereinbarungen immer zu einer 
schenkungsteuerpflichtigen Schenkung führen.  

✔ Sobald die persönlichen Freibeträge überschritten 
werden, fällt Schenkungsteuer an.  
✔ Zudem besteht bei jeder Schenkung eine Anzeige-
pflicht innerhalb von 3 Monaten.  
✔ Die Anzeigepflicht besteht auch dann, wenn keine 
Schenkungsteuer entsteht, weil noch Freibeträge vorhan-
den sind.  

	 Unterbleibt die Anzeige beim Finanzamt, verjährt eine 
Schenkungsteuer nicht! 

Das heißt, auch noch nach 20 Jahren kann das Finanzamt 
eine Schenkungsteuer samt Zinsen etc. fordern.

Beispiele:

Ehegatten

■  �Ehemann überweist laufend die Kapitalerträge von 
seinem Depotkonto auf ein gemeinsames 
Ehegattenkonto.

■  �Ehefrau verkauft eine Wohnung und der Kaufpreis wird 
auf ein gemeinsames Ehegattenkonto überwiesen.

■  �Ehemann kauft eine Immobilie oder ein Fahrzeug und 
überweist zur Bezahlung des Kaufpreises den Betrag 
zuvor von einem gemeinsamen Konto auf sein Einzel-
konto oder überweist direkt von dem gemeinsamen 
Ehegattenkonto.

■  �Ehefrau erhält den Nießbrauch am Wohnhaus nachdem 
der Ehemann verstorben ist (Erwerb von Todes wegen).

■  �Ehemann als Alleineigentümer einer Immobilie verein-
bart gemeinsamen Nießbrauch mit der Ehefrau.

Merke

✔ Wenn Käufer nur ein Ehegatte ist, muss immer von 
dessen Einzelkonto bezahlt werden.

✔ Wenn Verkäufer nur ein Ehegatte ist, muss immer auf 
dessen Einzelkonto der Kaufpreis überwiesen werden. Es 
werden nicht automatisch beide Ehegatten Eigentümer. 

✔ Nur wenn beide Ehegatten im Kaufvertrag als Käufer 
oder Verkäufer erfasst sind, müssen / können Zahlungen 
vom gemeinsamen Konto erfolgen.

Kinder / Familie

■  �Nießbrauchverzicht ohne Gegenleistung zu Gunsten der 
Kinder, die bereits Eigentümer der Immobilie sind.

■  �Auf die Zinsen aus einem bestehenden Darlehensvertrag 
mit den Kindern wird verzichtet.

■  �Es wird ein langfristiger Darlehensvertrag mit den 
Kindern abgeschlossen ohne eine Zinsvereinbarung.

■  �Mietfreies Wohnen der Kinder in Immobilie der Eltern, 
obwohl die Kinder selbst ein erhebliches Einkommen 
haben.

Gesellschafter einer Personengesellschaft /
Kapitalgesellschaft

Hier ist bei Familienunternehmen, insbesondere bei 
Geschwistern, Vorsicht geboten, da diesen auch nur ein 
Freibetrag in Höhe von 20.000 € zur Verfügung steht und 
der Eingangssteuersatz bereits 15 % beträgt, über 75.000 € 
bereits 20 % (bei Fremden Eingangssteuersatz 30 %).

■  �Die Einlage von Geld oder Gegenständen ohne Gegen-
leistung in eine Gesellschaft stellt eine Schenkung an die 
Mitgesellschafter dar.

■  �Die Vereinbarung von Gewinnausschüttungen, die vom 
Beteiligungsverhältnis abweichen. 
(Bei Personengesellschaften möglich, wenn z. B. 
entsprechend mehr Arbeitsleistung belohnt wird).

■  �Die Werterhöhung von Anteilen an einer Kapitalgesell-
schaft durch Leistung eines Gesellschafters.

■  �Eine unter oder über dem Verkehrswert liegende 
Abfindung für das Ausscheiden aus einer Gesellschaft. 

Achtung Steuerfalle  
Schenkung
Schenkungsteuertatbestände,  
die oft vergessen werden

Herzlich Willkommen! 
Wir freuen uns, Sarah Portenlänger  
ab dem 01.09.2024 als Auszubildende  
zur Steuerfachangestellten  

und seit dem 
01.06.2024  
Sabine Boser in der 
Lohnabteilung in 
unserer Kanzlei 
begrüßen zu dürfen.
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Eine Inhaltsübersicht über die früheren Ausgaben unserer Kanzleizeitung „ALLES WAS RECHT IST“ finden Sie  
auf unserer Homepage www.haubner-stb.de unter Informationen / Unsere Kanzleizeitung 

... ZUM SCHLUSSSTEUERN

Anja Schmid 
Steuerberaterin

Schenkungsteuerliche Begünstigung  

von Hotelgrundstücken, Campingplätzen, 

Parkhäuser etc.

■  Nach einem BFH Urteil vom 28.02.2024  

II R 27/21 sollen Hotels, Parkhäuser, Camping

plätze, Ferienhäuser, auch wenn sie selbst gewerblich 

betrieben werden, nicht begünstigt sein.  

	 Aktuell wird das jedoch noch von der Finanz

verwaltung in den Richtlinien anders geregelt und 

Hotelgrundstücke etc. voll begünstigt, sofern das 

Hotel selbst betrieben wird.
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